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Zusammenfassung
In etlichen Kantonen und Städten der Schweiz wur-
de mit der definitiven Einführung der Wirkungsori-
entierten Verwaltungsführung auch die mittelfristige
Steuerung weiter entwickelt. Wie im Leistungsbud-
get, wird nun auch im Integrierten Aufgaben- und
Finanzplan (IAFP) die Leistungs- mit der Finanz-
seite systematisch verbunden und damit zumindest
formell aufgewertet. Dadurch soll die Wirkungsori-
entierung noch besser möglich werden.

Dieser Beitrag untersucht die heute eingesetzten
Integrierten Aufgaben- und Finanzpläne in der
Schweiz. Die empirische Basis bilden die publizierten
Planungen und die offiziellen Botschaften dazu. Es
wird deutlich, dass immer mehr Verwaltungseinheiten
den IAFP einsetzen, in seiner Ausgestaltung jedoch
grosse Unterschiede festzustellen sind.

Schlagworte: Wirkungsorientierte Verwaltungsfüh-
rung, mittelfristige Steuerung, Leistungsbudget,
Aufgaben- und Finanzplanung

Abstract
The Integrated Task and Financial Plan as Mid-
term Controlling-Tool in Switzerland
Together with the implementation of New Public
Management mid-term control has been enhanced in
several cantons and cities in Switzerland. In order to
improve outcome orientation, the so called Inte-
grated Task and Financial Plan links performance to
resources, like performance budgets.

This paper examines the today utilized Inte-
grated Task and Financial Plans. Empirical evidence
is collected from published plans and the related of-
ficial statements. Results show that more and more
governments publish an Integrated Task and Finan-
cial Plan, but its design shows huge differences.

Key words: New Public Management, mid-term
control, performance budget, Task and Resources
Planning

1 Einleitung

Die Reformwelle des New Public Management, die ihren Ursprung in den anglo-ameri-
kanischen Ländern hat, ist auch am deutschsprachigen Raum nicht spurlos vorbei ge-
gangen. Die grundsätzlichen Konzeptelemente wurden in Deutschland, Österreich und
der Schweiz aufgenommen und in den jeweiligen Kontext übertragen. In Deutschland
entstand daraus das Neue Steuerungsmodell, in der Schweiz die Wirkungsorientierte
Verwaltungsführung (WoV). Ihnen allen ist gemein, dass – nebst anderen NPM-typi-
schen Elementen – eine Verschiebung des Steuerungsfokus von den Ressourcen zu den
Ergebnissen der Verwaltungstätigkeit stattfinden sollte. Politische Vorgaben sollten we-
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niger die Art des Mitteleinsatzes, als vielmehr die dabei entstehenden Leistungen (und
Wirkungen) enthalten. Dies ist eine der zentralen angestrebten Wirkungen der Reform.

In der Schweiz sind etliche Kantone und Gemeinden den Weg in die Wirkungsorien-
tierte Verwaltungsführung gegangen. Auf Bundesebene hingegen sind heute erst ca. 5 %
des Budgets über Leistungsaufträge und Globalbudgetierung geführt, weshalb Lienhard
(2008) hier noch einiges Potenzial erkennt. Einige Kantone und Gemeinden haben alter-
native Instrumente entwickelt, um die neue Steuerungsform zu unterstützen. In der mittel-
fristigen Perspektive, d.h. für einen Zeitraum von 4 Jahren, wird verbreitet ein Integrierter
Aufgaben- und Finanzplan (IAFP) eingesetzt.

Der vorliegende Beitrag adressiert die generelle Frage, ob und inwiefern eine mittelfri-
stige Leistungssteuerung in einem politisch-administrativen System möglich ist. Am Bei-
spiel der IAFPs in Schweizer Kantonen wird konkret folgenden Fragen nachgegangen:

– Welche Rolle spielen die IAFPs in der Verwaltungsreform der Schweiz?
– Welche Ziele werden mit den IAFPs verfolgt und inwiefern werden diese erreicht?
– Wie sind die IAFPs ausgestaltet?
– Lassen sich Typen von IAFPs identifizieren?

Um Antworten auf die Fragen zu finden, analysiert dieser Artikel zum einen den Weg,
den jene Kantone in der Schweiz zurückgelegt haben, die WoV-Reformen umsetzten, um
zu der heute dominierenden Kombination von jährlichen Leistungsbudgets und vier- bis
sechsjährigen IAFPs zu gelangen. Aufgrund einer Analyse der vorhandenen Literatur,
aber auch unter Bezugnahme auf unabhängige Evaluationen und offizielle Dokumente,
werden die Entwicklungen nachgezeichnet.

Zum anderen werden die heute auf kantonaler Ebene eingesetzten Integrierten Aufga-
ben- und Finanzpläne analysiert und typisiert und es wird diskutiert, wie weit die damit ver-
bundenen Erwartungen erfüllt werden. Dabei beschränkt sich die empirische Untersuchung
auf die beobachtbaren, formalen Spezifika der mittelfristigen Steuerungsinstrumente. Fragen
der Einführung und Nutzung sowie der erzeugten Wirkung der Instrumente, wie sie etwa bei
van Dooren und van de Walle (2008) diskutiert werden, stehen nicht im Zentrum der Analy-
se.

2 Von der kurzfristigen Ressourcen- zur mittelfristigen
Leistungssteuerung

Mit dem New Public Management hat sich der Blick auf die Steuerung im politisch-admi-
nistrativen System verändert: die direkte und aktive Verwaltungsführung („Manage-
ment“) wurde gegenüber der reinen Administration von Sachgeschäften deutlich aufge-
wertet. Der traditionelle Steuerungsansatz fokussierte auf die sogenannten Inputs, also die
Ressourcen, mit denen der Staat und seine Instanzen ihre Aufgaben erfüllten. Er war au-
sserdem stark von der jährlich wiederkehrenden Budgetdebatte geprägt, ohne eine umfas-
sende Sicht auf die mittel- oder langfristige Entwicklung. Die Reform der neunziger Jahre
brachte einen Perspektivenwechsel: PolitikerInnen sollten jetzt Leistungs- und Wirkungs-
ziele definieren, die danach von der Verwaltung umgesetzt werden sollten. Dies umfasst
zwei Aspekte: zum einen die Output- statt der Inputperspektive, zum anderen die Mehr-
jahres- statt der Jahresperspektive.
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2.1 Von der Input- zur Output-Perspektive

Im Zusammenhang mit der Einführung des New Public Management wurde in vielen Ge-
meinwesen die Spezifikation (in Deutschland: die Spezialität) der Budgets verändert. Anstatt
die Art der Verwendung wie bisher an die Aufwandarten zu knüpfen, wurde in Leis-
tungsbudgets (performance budgets) eine Bindung an Leistungskategorien gewählt, so dass
„a form of budgeting that relates funds allocated to measurable results” (OECD 2005, S. 59)
entsteht. Mit dieser Verschiebung des Steuerungsfokus von den Inputs zu den Outputs sollte
mehr Transparenz darüber geschaffen werden, welche Leistungen erstellt und Wirkungen
erzielt werden – und zwar sowohl ex ante (im Voranschlag/Budget) als auch ex post (in der
Rechnung). In Deutschland spricht man dabei von Produkthaushalten, in der Schweiz von
Produktgruppenbudgets. Gemäss OECD (2005) werden in knapp der Hälfte der OECD-
Staaten heute Ausgaben und Leistungsziele miteinander verknüpft, wobei die Verknüpfung
unterschiedlich eng ausgestaltet sein kann (OECD 2007, S. 21). Damit erfährt das Perfor-
mance-Management2 eine deutliche Aufwertung – zumindest konzeptionell. Das Produkt-
gruppenbudget ermöglicht es der Politik, über die rechtliche Normierung und die finanzielle
Steuerung hinaus einen verstärkten Einfluss auf die Leistungserbringung wahr zu nehmen.
Im Produktgruppenbudget werden die Auswirkungen von Policies auf die jährliche Finanz-
und Leistungsentwicklung dargestellt und politisch legitimiert. Pro Produktgruppe werden
nicht nur die Kredite festgelegt, sondern auch die zu erbringenden Leistungsmengen und 
-qualitäten. Gleichzeitig wird den Verwaltungseinheiten mehr Flexibilität in der Auswahl
der Mittel eingeräumt, die sie für die Erstellung der Leistungen einsetzen möchten.

Nach Widmer und Rüegg (2005) nimmt NPM damit eine Entwicklung in der Steue-
rungstheorie auf, die sich bereits früher in den politikwissenschaftlichen und soziologi-
schen Diskussionen abgezeichnet hat: eine Schwerpunkt-Verschiebung von der Input-Le-
gitimation (Legitimation durch Verfahren) hin zu vermehrter Output-Legitimation (Legi-
timation durch Inhalte). Die disziplinäre Sicht des Public Management würde dies auch
als „Legitimation durch Ergebnisse“ oder „Legitimation durch gute Leistungsqualität“
bezeichnen (Schedler/Felix 2000).

2.2 Von der Jahres- zur Mehrjahresperspektive

Die Geschichte der Steuerungstheorien lehrt, dass mit dem Begriff der „politischen Pla-
nung“ vorsichtig umgegangen werden sollte. Nachdem in den sechziger Jahren eine re-
gelrechte Planungseuphorie vorherrschte, wurde der Optimismus einer planbaren Politik
in den siebziger Jahren u.a. durch die überraschende Wende im Zusammenhang mit der
Erdölkrise empfindlich gedämpft. In der Schweiz stellte Bieri (1976) gar die Frage „ob
das schweizerische politische System überhaupt eine sinnvolle politische Planung zulas-
se“ (S. 39f.). Das Planungsverständnis der damaligen Zeit war allerdings ein Absolutes:
aufgrund ökonomisch-demografischer Entwicklungsszenarien wurde in den unterschied-
lichsten Politikfeldern Entwicklung geplant und entsprechende staatliche Infrastruktur
aufgebaut. Die Idee war, dass a) ein Plan das Ergebnis eines rationalen Entscheidungs-
und Abwägungsprozesses sei, und dass b) ein einmal beschlossener Plan – mehrheitlich
ohne Änderungen – auch tatsächlich politisch umgesetzt würde. Als dann die Politiker
nach anderen als ökonomisch rationalen Kriterien entschieden, und als darüber hinaus die
reale wirtschaftliche Entwicklung nicht der Planung entsprach, war die Enttäuschung um-
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so grösser, und das Instrument der politischen Planung war für lange Zeit diskreditiert
(Linder/Hotz/Werder 1979).

Gleichzeitig wurden rationalistische Konzepte der Planung aus verschiedenen Grün-
den kritisiert:

– Zunächst machte die Forschung deutlich, dass die menschliche Rationalität beschränkt
ist (bounded rationality), zu beschränkt, um komplexe Datenvergleiche umfassend
durchzuführen, wenn unter Unsicherheit entschieden werden soll (Simon 1957, 1995).

– Zudem fehle nicht nur die Fähigkeit, sondern auch der Wille der Politik, aufgrund ob-
jektivierter Daten ökonomisch rational zu handeln (Wildavsky 1974). Inkrementelle
Entscheidungsprozesse gelten seither insbesondere in der Politikwissenschaft als gege-
ben, so dass jeder Glaube an eine umfassende Planung aufzugeben war (Bogumil/ Jann
2005, S. 140f.).

Bogumil und Jann (2005, S. 136ff.) weisen darauf hin, dass bislang Versuche, in einer inte-
grierten Entwicklungsplanung alle Planungsaspekte miteinander zu verknüpfen und zu ra-
tionalen Entscheidungen zu gelangen, gescheitert sind. „Eine wirklich integrierte Entwick-
lungsplanung, in der alle relevanten Raum-, Finanz- und Fachplanungen für einen längeren
Zeitraum aufeinander abgestimmt werden, […] überfordert […] sowohl die Informations-
wie die Konfliktlösungskapazitäten eines politisch-administrativen Systems“ (S. 138). Sie
kommen allerdings zum Schluss, dass deswegen nicht auf jegliche Art von Planung ver-
zichtet werden soll. Es gehe nur darum, „den Stellenwert rationaler Analyse in politisch-
administrativen Entscheidungsprozessen realistisch einzuschätzen und einzuordnen“ (S.
143). Mit anderen Worten: Nicht die Planung an sich ist in Frage gestellt, sondern die An-
nahme der rationalen Entscheidungsfindung, die damit verbunden sein könnte.

Mit dem New Public Management erlebte die mittelfristige Planung einen neuen Auf-
schwung. Gefragt war nämlich eine weitsichtige, auf gesellschaftliche Wirkungen ausge-
richtete Politik mit der entsprechenden vorausschauenden Steuerung der Verwaltung.
Dem stand allerdings ein Problem entgegen: Die dominierende finanzielle Steuerung war
auf die Jährlichkeit ausgerichtet, was dies verunmöglichte. Daher wurde in Neuseeland
und den USA eine mehrjährige Planung eingerichtet. Dabei wurde allerdings aus den Er-
fahrungen des weitgehend gescheiterten Planning Programming Budgeting Systems (PPBS)
gelernt, das zu sehr davon ausgegangen war, dass sich Budgetierungs- und Planungspro-
zesse ökonomisch rational durchführen lassen (Siegel 2008). Diesmal stand nicht eine durch
zentrale Vorgaben gesteuerte, letztlich wenig flexible Planung im Vordergrund, sondern die
dezentralen Einheiten wurden aufgefordert, ihre eigenen Planungen der Finanz- und Aufga-
benentwicklung transparent und damit der Politik zugänglich zu machen.3

Einen ähnlichen Weg gingen auch die Niederlande. In den 1995 Accounting Rules
wird verlangt, dass die Gemeinwesen mittel- bis langfristige Finanzplanungen erstellen,
die sie nach Aufgabenbereichen gliedern. Sie sollen nicht nur die finanziellen, sondern
auch die erwarteten Entwicklungen im Leistungsbereich wiedergeben, sodass der politi-
sche Spielraum für die Regierungen transparenter wird (vgl. Bac 2002, S. 276). Nach
Matheson (2002, S. 42ff.) haben die meisten OECD-Staaten Eckwerte für die mittelfristige
Finanzentwicklung definiert, jedoch bleibt offen, ob sie diese – ähnlich wie die Nieder-
lande – auch mit einer Prognose bzw. Planung der Leistungsseite verknüpfen.
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2.3 WoV als Ausgangspunkt der mittelfristigen Leistungssteuerung in der
Schweiz

Über die Wirkungsorientierte Verwaltungsführung (WoV) in der Schweiz wurde in den ver-
gangenen Jahren ausführlich und über die verschiedenen Disziplinen hinweg berichtet (Bu-
schor 1993; Kettiger 2000; Ladner 2005; Mastronardi 1998; Schedler 1995; Schedler/ Pro-
eller 2000; Thom/Ritz 2000), auch in diesem Journal (Lienhard 2008; Schedler 2008; Stei-
ner 2008). An dieser Stelle soll daher die WoV nicht mehr grundsätzlich umschrieben, son-
dern primär als Ausgangspunkt für die angestrebte Leistungssteuerung analysiert werden.

Technisch gesehen wurden durch die WoV in der Schweiz die Ressourcenhaushalte
durch Produktgruppenbudgets ersetzt. Die rechtlich notwendige Spezifikation der Bud-
getkredite wanderte damit von den Inputs zu den Outputs, d.h. die Kredite wurden an die
Erstellung bestimmter Leistungskategorien gebunden. Damit ging die Notwendigkeit ein-
her, Leistungen nicht nur zu definieren, sondern auch zu quantifizieren. Nebst das „Was?“
trat das „Wie viel?“. Eben diese Information wurde in Leistungsvorgaben oder -verein-
barungen festgehalten, meist operationalisiert in Indikatoren oder Kennzahlen.

Die Schweiz übernahm das Konzept der Leistungsbudgets im Wesentlichen von den
Vorbildern in Neuseeland und den Niederlanden.

Damit wurde den politischen Gremien eine Vielzahl an neuen Informationen zu den
Leistungen des Staates zur Verfügung gestellt. Mit diesen Informationen sollte es heute
möglich sein, politisch auf die Leistungen und Wirkungen des Staates Einfluss zu nehmen.

Wie unabhängige Evaluationen der ersten Versuche zeigten, wurden zwar die Instru-
mente eingeführt und formell angewendet, aber der Aufbau der entsprechenden Informa-
tionssysteme nahm deutlich mehr Zeit in Anspruch als erwartet (Econcept 2000). Auch
wenn insgesamt die Umsetzung in verschiedenen Kantonen als mehrheitlich positiv ge-
wertet wurde, stellten Rieder und Farago (2000) in einer vergleichenden Evaluation zum
Abschluss etlicher Versuchsphasen fest, dass die Zieldiskussion bei einem Teil der Ämter
ungenügend geblieben sei. Nur etwa die Hälfte der untersuchten Ämter hätten ihre Leis-
tungsziele systematisch diskutiert. Ausserdem sei eine klare Führungsrolle der Regierun-
gen wünschenswert, aber noch zu wenig erkennbar.

Daraus kann abgeleitet werden, dass die angestrebte Wirkungsorientierung mit der rein
jährlichen Finanz- und Leistungssteuerung nicht erreicht wurde. Um der eher kurzfristigen
Ausrichtung der Leistungssteuerung entgegen zu wirken, empfahl der Evaluator des Kan-
tons Aargau, „Planung und Controlling auf Departements- und Regierungsstufe [zu] stär-
ken“ (Econcept 2000, S. 35). Gleichzeitig sei eine bessere Messung der Wirksamkeit sicher-
zustellen. Im übrigen spricht sich allerdings keine der Evaluationen der ersten Phase (bis
2000) zur mittelfristigen Planungsperspektive aus (vgl. die Übersicht bei Rieder/Lehmann
2002), was wir als Zeichen dafür werten, dass dies zu der Zeit kein direktes Anliegen war.

Nebst den einjährigen werden im Rahmen von WoV-Projekten vereinzelt auch mehr-
jährige Leistungsaufträge, kombiniert mit den entsprechenden Globalbudgets, eingesetzt.
Die Stadt Riehen beispielsweise schliesst Leistungsaufträge auf eine Dauer von zwei bis
vier Jahren ab und zwingt somit alle Beteiligten, sich eine mittelfristige Planung zu geben
(Schuppli 2005). Ausserdem können die verschiedenen Politikbereiche gestaffelt disku-
tiert werden.
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3 Das Konzept des Integrierten Aufgaben- und Finanzplans

In der Praxis hatte sich schon früh die Erkenntnis durchgesetzt, dass Wirkungen nicht auf
Basis der jährlichen Globalbudgetierung erfasst bzw. beeinflusst werden können. Nach-
dem die Versuchsphasen mit dem jährlichen System von Leistungsauftrag und Global-
budget abgeschlossen waren und viele Gemeinwesen in den definitiven Betrieb übergin-
gen, eröffnete sich neben der Notwendigkeit, die Steuerung auf der mittelfristigen Ebene
auszubauen, auch die Gelegenheit dazu: Die bestehenden Projektorganisationen waren
von den Pilotversuchen entlastet, und sie konnten ihre Zeit und Energie vermehrt für die
Weiterentwicklung der WoV – z.B. im Bereich der mittelfristigen Steuerung – verwen-
den. In diesem Sinne kann die mittelfristige Leistungssteuerung als eine zweite Welle der
WoV-Reform angesehen werden.

Für die Schweiz wurde im Umfeld der „St.Galler Schule“ (Schmidt 2008) um das Jahr
2000 ein Konzept für eine mittelfristige Steuerung in der wirkungsorientierten Verwal-
tungsführung entwickelt und publiziert (Brühlmeier u.a. 2001), das unter anderem Aus-
fluss aus laufenden Projekten in der Praxis war. Dieses Konzept sieht eine Kombination
von verschiedenen Steuerungsinstrumenten vor, die unterschiedlichen Zwecken dienen
sollen und die vor allem einen unterschiedlichen Steuerungsfokus einnehmen (vgl. Ab-
bildung 1). Der Hauptzweck dieser mittelfristigen Steuerung ist allerdings nicht eine
möglichst perfekte, kohärente Planung aller staatlichen Aktivitäten, wie dies in den ratio-
nalistischen Ansätzen der sechziger Jahre versucht wurde. Vielmehr wurde der IAFP von
Anfang an als eine Plattform der politisch-administrativen Kommunikation verstanden
(Schedler 1998): Hier können mittelfristig wirksame Projekte adressiert und auf die poli-
tische Agenda gesetzt werden. Der IAFP ist damit jene Knetmasse, die es der Exekutive
erlaubt, mit der Verwaltung einerseits und dem Parlament anderseits den Blick über die
Jährlichkeit hinaus in den weiteren Raum zu werfen.

Abbildung 1: Module und Inhalte der mittelfristigen Planung

Das St.Galler Konzept der politischen Planung geht von einer Zweiteilung der mittelfris-
tigen Planung aus (Brühlmeier u.a. 2001, S. 111ff.):

– Spätestens sechs Monate nach Amtsantritt publiziert die (neue) Regierung ihre politi-
schen Schwerpunkte für die Legislatur, die in der Schweiz in der Regel vier Jahre
dauert. Dieser so genannte Legislaturplan kann für die politische Profilbildung der
Regierung verwendet werden. Er wird einmal pro Legislatur erstellt, und die Errei-
chung der Legislaturziele kann am Ende der Legislatur evaluiert werden.

– Einmal jährlich wird ausserdem ein flächendeckender (d.h. alle Aufgaben umfassen-
der) Integrierter Aufgaben- und Finanzplan (IAFP) erstellt, der jährlich rollend ak-
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tualisiert wird. Er umfasst in der Regel die Planung der jeweils kommenden vier Jah-
re und verknüpft die Finanz- und die Leistungsseite, analog zum Leistungsbudget.

– Die beiden Instrumente sind lose gekoppelt, indem im ersten Jahr eine Übereinstim-
mung der Zielsetzungen erwartet wird, in den Folgejahren jedoch Anpassungen im
IAFP Abweichungen zum Legislaturplan möglich machen.

Mit diesen zwei Instrumenten sollte die Möglichkeit geschaffen werden, gleichzeitig eine
politische Profilierung und eine führungsorientierte, mittelfristige Gesamtschau der Auf-
gaben- und Finanzentwicklung zuzulassen. Aus dem Zusammenspiel der beiden Instru-
mente ergibt sich die mittelfristige Steuerung. Die Schwerpunkte der Regierung, die im
Legislaturplan definiert werden, sollten in der Umsetzungsplanung des IAFP wieder zu
finden sein. Dieser wiederum entsteht nicht im luftleeren Raum, sondern ist seinerseits
eingebunden in die laufende Erfüllung staatlicher Aufgaben. Er bezieht somit zweierlei
Informationen: die Ist-Entwicklung, die sich abzeichnet, wenn keine besonderen Mass-
nahmen ergriffen werden, und die Soll-Vorstellungen einer politisch gewünschten Ent-
wicklung. Schliesslich dient der IAFP auch der Kommunikation veränderter Planungs-
vorstellungen, wenn er mit früheren IAFPs verglichen wird. So kann die Regierung bei-
spielsweise darlegen, weshalb eine frühere Zielsetzung aufgegeben oder verändert wird.

Diese Art der politischen Planung unterscheidet sich von früheren Ansätzen, z.B. dem
PPBS, indem sie bewusst einen hohen Grad an politischer Rationalität zulässt (Brühlmei-
er u.a. 2001, S. 18ff.; Haldemann 2006). Der Legislaturplan erlaubt eine visionäre politi-
sche Profilierung, die sich erst dann im IAFP niederschlägt, wenn konkrete Massnahmen
beschlossen werden. Der IAFP wiederum ist ein WoV-konformer Ausblick auf die je-
weils kommenden vier Jahre, der die Regierung jedoch nur für das beschlossene Budget-
jahr bindet. Die darüber hinaus gehenden Jahre sind Planung und Voraussicht, nicht Bin-
dung, und als solche genügend flexibel, um politische Neuorientierungen zuzulassen.
Dennoch sollen sie Regierung und Verwaltung dazu bewegen, sich systematisch mit den
zu erwartenden Entwicklungen in den jeweiligen Aufgabenbereichen zu beschäftigen und
ihre Erkenntnisse gegenüber dem Parlament transparent zu machen. Das Parlament wie-
derum soll mit geeigneten Instrumenten indirekt auf die Planung von Regierung und
Verwaltung Einfluss nehmen können, beispielsweise mit Planungsaufträgen.

4 Praxis des Integrierten Aufgaben- und Finanzplans in den
Schweizer Kantonen

Nachdem in den vorangehenden Abschnitten die Ursprünge, die Grundidee und das Kon-
zept des Integrierten Aufgaben- und Finanzplans beschrieben wurden, betrachtet dieses Ka-
pitel die heutigen Einsatzformen des IAFP in den Schweizer Kantonen. Im Abschnitt 4.3
werden auf Basis bestehender Evaluationen einige Auswirkungen des IAFP aufgezeigt.

4.1 Entstehung der kantonalen IAFPs

Bereits vor WoV bestanden in den meisten Kantonen mittelfristige Planungsinstrumente,
wie etwa politische Schwerpunktplanungen (Legislaturplanungen, Regierungsprogram-
me) sowie eine Finanzplanung. Allerdings fehlte eine „WoV-gemässe“ Verknüpfung der
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Leistungs- mit der Finanzseite der mittelfristigen Planung. Die grundsätzliche Forderung,
aus den partiellen und nach Finanzen und Leistungen getrennten Planungen eine WoV-
konforme mittelfristige Planungseinheit zu schaffen, ist bereits in den ersten Publikatio-
nen zur WoV zu finden, wenn auch noch mit anderen Bezeichnungen:

„Bis anhin wurde die Thematik der Produkt- bzw. Leistungsdefinition auf die kurzfristige Steuerung
der Verwaltung (z.B. über den Jahreskontrakt) ausgerichtet. Mit Einführung der wirkungsorientier-
ten Verwaltungsführung wird es jedoch zunehmend interessanter, die mittel- bis langfristige Dimen-
sion der Steuerung in die Betrachtung mit einzubeziehen. […] Wäre dies der Fall, dann würde für
das Parlament eine Steuerungsmöglichkeit geschaffen, die weit wirkungsvoller sein müsste als die
schlichte jährliche Budgetierung. Mit anderen Worten wären die Parlamente gut beraten, die Legis-
latur- und Finanzplanung zu genehmigen und die Jahresbudgets zur Kenntnis zu nehmen anstatt
umgekehrt, wie es heute der Fall ist.“ (Schedler 1995, S. 86f.)

Haldemann (1997, S. 130f.) nahm die Idee auf und entwickelte kurz darauf – in Anleh-
nung an ausländische Vorbilder (Schick 1986) – das Konzept der Integrierten Finanz- und
Produktplanung. Er war es auch, der den Kanton Luzern ab dem Jahr 1999 in der prakti-
schen Konzeption des so genannten Integrierten Finanz- und Aufgabenplans als Experte
unterstützte. In Anlehnung an die systemischen Steuerungsebenen des St.Galler Ma-
nagementkonzepts unterschied er später die normative Planung („Leitbild-, Raum- und
Versorgungsplanung“) von der strategischen („Integrierte Aufgaben- und Finanzpla-
nung“) und der operativen („Produktgruppenbudget“) (Haldemann 1998, S. 205). Diese
Grundüberlegungen flossen dann unter anderem in das Konzept der politischen Planung
von Brühlmeier u.a. (2001) ein.

In der Praxis wurde der Integrierte Aufgaben- und Finanzplan im Vergleich zum Start
der WoV-Projekte zeitlich verzögert entwickelt (vgl. Tabelle 1). Der Kanton Zürich stellt
eine Ausnahme dar: hier wurde der IAFP unter der Bezeichnung „Konsolidierter Ent-
wicklungs- und Finanzplan“ ursprünglich als Steuerungsgrundlage zuhanden der Regie-
rung konzipiert, praktisch zeitgleich mit den anderen WoV-Steuerungsinstrumenten. Dies
widerspiegelt die von Buschor (1993) im Zürcher Reformmodell angedachte Rolle der
politischen Zentrale, strategisch zu führen. Die Legislative drängte dann auf Kenntnis-
nahme, was ab 2000 umgesetzt wurde. Allerdings ist heute der KEF mit seinen rund 500
Seiten für die meisten Parlamentsmitglieder zu umfangreich (Rieder/Widmer 2007, S.
193f.), um vollständig verarbeitet zu werden.

Tabelle 1: Einführung des Aufgaben- und Finanzplans in Schweizer Kantonen (Quelle:
Haldemann 2006, S. mit eigenen Ergänzungen)

Kanton Bezeichnung Einführung

Zürich Konsolidierter Entwicklungs- und Finanzplan 2000
Basel-Stadt Politikplan 2001
Luzern Integrierter Finanz- und Aufgabenplan 2002
Aargau Aufgaben- und Finanzplan 2005
Bern Aufgaben- und Finanzplan 2005
Obwalden Integrierter Aufgaben- und Finanzplan 2005
Solothurn Integrierter Aufgaben- und Finanzplan 2005
Wallis Integrierte Mehrjahresplanung 2006
St.Gallen Aufgaben- und Finanzplan geplant für 2010
Graubünden Integrierter Aufgaben- und Finanzplan geplant für 2013
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In der Regel war die Erarbeitung des IAFP Teil der grösseren WoV-Reform, die sich nach
Abschluss der Versuchsphase nun in Umsetzung befand. Dabei sind mehr oder weniger
partizipative Formen erkennbar: Die WoV-Pionierstadt Bern, die seit 1996 Pilotprojekte
mit WoV führte und 2000 in den flächendeckenden Betrieb überging, führte erstmals für
die Jahre 2005-2008 einen vierjährigen, rollenden Aufgaben- und Finanzplan ein, an des-
sen Erstellung alle Direktionen beteiligt waren (Ladner u.a. 2007, S. 167). Andere Ge-
meinwesen delegierten die Entwicklung an eine spezialisierte Verwaltungsstelle (z.B. Kan-
ton Zürich) oder überliessen sie der Finanzverwaltung. In den meisten Kantonen wurden
die ursprünglichen Fassungen weiter verbessert, und auch zum gegenwärtigen Zeitpunkt
sind Veränderungen und Optimierungen erkennbar.

4.2 Erscheinungsformen kantonaler IAFPs

Nachfolgend werden die heutigen Erscheinungsformen des IAFP in den Schweizer Kan-
tonen beschrieben. Dazu wurden sämtliche kantonalen IAFPs und Budgets sowie die po-
litischen Legislaturprogramme der Kantonsregierungen gesammelt und nach einem vor-
definierten Kriterienraster ausgewertet. Die untenstehende Tabelle 3 gibt eine Übersicht
über die heute in den Kantonen eingesetzten Planungsdokumente und ihre Bezeichnun-
gen. Sämtliche aufgeführten Dokumente wurden in die Analysen in diesem Artikel mit
einbezogen.

Tabelle 2: Planungsdokumente der Kantone

Politische (Lang- &) Mittelfristplanung Mittelfristige Aufgaben- und
Finanzplanung

Jährliches
Budget

Aargau Entwicklungsleitbild Aufgaben- und Finanzplan 09–12 mit Budget 09

Basel-Stadt Basel 2020 Politikplan 09–12 Budget 09

Bern Richtlinien der Regierungspolitik 07–10 Voranschlag 09 und Aufgaben-/Finanzplan 10–12

Luzern Legislaturprogramm 07–11 (Neuer) Integrierter Finanz- und
Aufgabenplan 09–13 Voranschlag 09

Obwalden Strategie 2012+ Amtsdauerplanung
06-10

Integrierte Aufgaben- und
Finanzplanung 09-12 Voranschlag 09

Solothurn Leitbild, Legislaturplan, 05-09 Integrierter Aufgaben- und Finanzplan,
09-12 / 10-13 Voranschlag 09

Wallis Integrierte Mehrjahresplanung 09-12 Budget 09

Zürich Legislaturziele 07–11 Konsolidierter Entwicklungs- und Finanzplan 09–12,
Entwurf Budget 09

Ein besonderes Augenmerk wurde auf die Verbindungen zwischen der politischen Mittel-
fristplanung und der Aufgaben- und Finanzplanung einerseits und der Verknüpfung der
Aufgaben- und Finanzplanung mit dem jährlichen Budget andererseits gelegt. Dies des-
halb, weil die angestrebte Kohärenz und Wirkungsorientierung politischer Steuerung von
der Verknüpfung der Instrumente profitiert.

Tabelle 1 zeigt, dass bis dato acht Kantone einen Integrierten Aufgaben- und Finanz-
plan einsetzen und zwei weitere – St.Gallen und Graubünden – dies geplant haben, so
dass schon fast von einem Trend gesprochen werden kann. Die acht IAFP-Kantone be-
streiten zusammen beinahe die Hälfte der kantonalen Budgets. Abbildung 3 macht jedoch
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deutlich, dass die Verbreitung des IAFP regionale Unterschiede aufweist. In der Deutsch-
schweiz ist der IAFP stärker verbreitet als in der Westschweiz, wo nur gerade der Kanton
Wallis einen IAFP einsetzt. In der Deutschschweiz sind die late movers vor allem in der
(auch politisch eher konservativen) Zentral- und Ostschweiz zu finden.

Abbildung 3: Verbreitung des Aufgaben- und Finanzplans bei Schweizer Kantonen

4.2.1 Formen des Integrierten Aufgaben- und Finanzplans
Der Vergleich der einzelnen Integrierten Aufgaben- und Finanzpläne erfolgt entlang fol-
gender Kriterien:

– Planungshorizont
– Aktualisierungsrhythmus und -verfahren
– Gliederung
– Ebene der Aufgabenplanung
– Ebene der Finanzplanung

Die IAFPs der Kantone haben einen Planungshorizont von vier Jahren und werden jähr-
lich in einem rollenden Verfahren überarbeitet. Das erste Jahr entspricht dabei dem Bud-
getjahr. Einzig der Kanton Luzern plant fünf Jahre in die Zukunft, wird mit der geplanten
Reform des Luzerner IAFP jedoch auch auf vier Jahre reduzieren.

Fast alle Kantone gliedern ihren IAFP auf der obersten Ebene nach den Departements-
strukturen. Auf der zweiten Stufe wird meist nach Aufgabenfeldern4 gegliedert (vgl. Tabelle
5). Diese entsprechen zum Teil einer Organisationseinheit, meist einem Amt, teilweise sind
die Aufgabenfelder auch organisationsübergreifend definiert. Die eigentliche mittelfristige
Aufgaben- und Finanzplanung findet fast immer auf dieser zweiten Stufe statt.
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Tabelle 5: Struktur des Politikplans des Kantons Basel-Stadt (Auszug)

Gesundheitsdepartement Justiz- und
Sicherheitsdepartement

Dep. für Wirtschaft, Soziales
und Umwelt

5.1 Gesundheitsschutz 6.1 Sicherheit und Ordnung 7.1 Wirtschaft und Arbeitsmarkt
5.2 Gesundheitsdienste 6.2 Rettung 7.2 Soziale Sicherheit

5.3 Gesundheitsversorgung 6.3 Bevölkerungsdienste, Migration
und Integration 7.3 Umwelt und Energie

5.4 Klinische Lehre und Forschung 6.4 Straf- und Massnahmenvollzug
6.5 Strafverfolgung

Weicht die Gliederung des IAFP von der Organisationsstruktur ab, so stellt die Zuord-
nung von Aufgaben zu leistungserbringenden Organisationseinheiten ein wichtiges Ele-
ment dar, um Zuständigkeiten und Verantwortlichkeiten zu klären.

4.2.3 Verbindung zum jährlichen Budget
Um die Verbindung zwischen Integriertem Aufgaben- und Finanzplan und dem jährli-
chen Budget zu analysieren, wurden die folgenden Merkmale betrachtet:

– Art der Verknüpfung
– Publizierter Detaillierungsgrad
– Publikationszeitpunkt

In drei Kantonen – Aargau, Bern und Zürich – ist das Budget Bestandteil des Integrierten
Aufgaben- und Finanzplanes. In diesen drei Kantonen sind das Budget und die Planjahre
gleich detailliert ausgewiesen. Die anderen fünf Kantone legen dem Parlament das Bud-
get als separates Dokument vor. Die finanzielle Planung im IAFP wird in diesen Kanto-
nen weniger detailliert ausgewiesen als im Budget. Die Präzisierung erfolgt unterschied-
lich. Kantone, welche Produkte definiert haben, weisen die geplanten Kosten und Erlöse
für die einzelnen Produkte aus. Die anderen Kantone gliedern die Aufwände nach Auf-
wandarten.

Im Allgemeinen wird der IAFP zusammen mit dem Budget für das nächste Jahr im
Spätsommer oder Herbst dem Parlament vorgelegt. Der Kanton Solothurn publiziert den
IAFP vor dem Budget im Frühjahr. Damit beinhaltet der IAFP eine erste Vorstellung des
Budgets für das kommende Jahr, welche im Herbst im eigentlichen Budget konkretisiert
wird.

4.2.3 Verbindung zur politischen Mittelfristplanung
Das Zusammenspiel von politischer Mittelfristplanung und Integrierter Aufgaben- und
Finanzplanung wurde mit folgenden Kriterien analysiert:

– Planungshorizont der politischen Mittelfristplanung
– Aktualisierungsrhythmus der politischen Mittelfristplanung
– Inhalte der politischen Mittelfristplanung (Ziele, Massnahmen)
– Form der Einbindung der politischen Mittelfristplanung in die Aufgabenplanung
– Form der Einbindung der politischen Mittelfristplanung in die Finanzplanung

Die politische Mittelfristplanung wird in den meisten Kantonen in Form eines Legislatur-
programms5 dokumentiert. Das Legislaturprogramm wird zu Beginn einer Legislaturperi-
ode erstellt und zeigt Ziele und dazugehörige Massnahmen der Regierung für die nächs-
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ten vier Jahre auf. Das „klassische“ Legislaturprogramm wird dementsprechend alle vier
Jahre überarbeitet bzw. neu erstellt.

Ein – was die Nachvollziehbarkeit und Überprüfbarkeit betrifft – sehr weit gehendes
Legislaturprogramm legt die Regierung des Kantons Solothurn vor. Ausgehend von poli-
tischen Schwerpunkten, für die jeweils die Entwicklung in der vorangegangenen Legis-
laturperiode aufgezeigt wird, werden politische Zielsetzungen für die Legislaturperiode
formuliert und in Wirkungsziele konkretisiert. Für die einzelnen Wirkungsziele werden
Massnahmen aufgeführt und mit Indikatoren und Standards die Zielerreichung überprüf-
bar gemacht. Nicht zuletzt werden die finanziellen Konsequenzen aus den Massnahmen
direkt im Legislaturprogramm aufgeführt (vgl. Tabelle 7).

Tabelle 7: Politische Zielsetzungen im Kanton Solothurn (Auszug)

Einen von diesem Schema abweichenden Ansatz haben die Kantone Aargau, Basel-Stadt
und Wallis gewählt (vgl. auch Tabelle 3). Die Kantone Basel-Stadt und Wallis verzichten
auf ein eigenständiges Legislaturprogramm und integrieren die politische Mittelfristpla-
nung in die Aufgaben- und Finanzplanung.

Einige Kantone versuchen gar eine langfristige Perspektive einzunehmen. So publi-
ziert beispielsweise die Regierung des Kantons Aargau alle vier Jahre ein Entwicklungs-
leitbild mit einem Zeithorizont von zehn Jahren. In der Botschaft an das Parlament zum
IAFP führt sie dann konkrete sachpolitische Ziele und Schwerpunkte auf, die „über meh-
rere Jahre verstärkter Anstrengungen bedürfen“ (Regierungsrat des Kantons Aargau
2008, S. 19) und es werden je Aufgabenbereich Entwicklungsschwerpunkte festgelegt.

Bei der Verbindung der politischen Mittelfristplanung mit der Aufgaben- und Fi-
nanzplanung findet man eine Vielzahl von Varianten. In den oben aufgeführten drei Kan-
tonen, in welchen die politische Schwerpunktsetzung in die Aufgaben- und Finanzpla-
nung integriert ist, ist die politische Mittelfristplanung eng und sehr direkt mit der Aufga-
ben- und Finanzplanung verbunden, wobei die finanziellen Konsequenzen aus der politi-
schen Planung lediglich im Kanton Aargau ausgewiesen sind.

Andere Kantone (Luzern, Obwalden und Solothurn) verbinden die beiden Planungen
durch die Wiedergabe der politischen Zielsetzungen aus der Legislaturplanung in der
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Aufgaben- und Finanzplanung. Die finanziellen Konsequenzen werden in allen drei Kan-
tonen wiederum unterschiedlich ausgewiesen.

Eine nur schwer nachvollziehbare Verbindung zwischen Legislaturplan und IAFP
findet man im Kanton Zürich. Dort werden in einem ersten Schritt die Legislaturziele in
die langfristigen Direktionsziele (Departementsziele) integriert. Auf Stufe Amt (Leistungs-
gruppe) werden sodann Entwicklungsschwerpunkte aufgeführt, welche wiederum mit Di-
rektionszielen verbunden sind. Die finanziellen Konsequenzen werden weder auf Stufe
Legislaturziel noch auf den Stufen Departementsziel oder Entwicklungsschwerpunkt auf-
gezeigt.

Keine eigentliche Verbindung, oder zumindest keine für Aussenstehende ersichtliche,
zwischen der politischen Legislaturplanung und der Aufgaben- und Finanzplanung findet
sich im Kanton Bern.

4.2.4 Typen mittelfristiger Planung mit IAFPs
Die obigen Ausführungen haben die vielfältigen Varianten des IAFP in den Schweizer
Kantonen aufgezeigt. Eine Möglichkeit zur Typisierung der IAFPs besteht entlang zweier
Kriterien:

1) Langfristige Orientierung
Der „klassische“ IAFP zeigt die erwartete Entwicklung der nächsten vier Jahre auf und
baut auf dem Legislaturprogramm sowie dem IAFP des Vorjahres auf. Einige Kantone
(Aargau, Basel-Stadt, Obwalden) legen der Aufgaben- und Finanzplanung und/oder der
Legislaturplanung eine längerfristige Strategie zu Grunde. Der IAFP und/oder das Legis-
laturprogramm bauen auf einer dokumentierten Vorstellung auf, wie sich das Gemeinwe-
sen in der langen Frist entwickeln soll. Damit geht dieser Planungstyp bezüglich Zu-
kunftsorientierung weiter, als mit dem „klassischen“ IAFP beabsichtigt.

2) Verknüpfung von politischer Planung und IAFP
Die analysierten IAFPs verknüpfen die politische mit der Aufgaben- und Finanzplanung
auf verschiedene Art und Weise und unterschiedlich stark. Dabei geht es weniger um die
formale Integration in einem Dokument, sondern vielmehr um das für Aussenstehende
erkennbare Zusammenspiel von Legislaturplan und IAFP. Beispiele für eine sehr enge
Verknüpfung ist der Politikplan des Kantons Basel-Stadt. Keine nachvollziehbare Ver-
knüpfung findet sich dagegen im Kanton Bern.

Die kombinierte Anwendung der beiden Kriterien ergibt die untenstehende Tabelle 9.

Tabelle 9: Typen mittelfristiger Planung mit IAFPs
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4.3 Auswirkungen der IAFPs

Empirisch gefestigte Grundlagen zu den Auswirkungen der IAFPs sind noch wenig vor-
handen. Unter anderem auch deshalb, weil der IAFP im Gegensatz zu anderen WoV-Re-
formen relativ jung ist. So beinhalten frühe Evaluationen (u.a. Regierungsrat des Kantons
Aargau 2000; Rieder/Farago 2000) noch keine Aussagen zu IAFPs. Einige neuere Eva-
luationen adressieren den IAFP oder damit verbundene Ziele. Auf deren Erkenntnissen
basieren die nachfolgenden Aussagen.

Aus einer aktuellen Evaluation im Kanton Aargau geht hervor, dass 68% der Parla-
mentarierInnen das Instrument IAFP „grundsätzlich geeignet“ finden, wobei die Haltung in
den Fraktionen sehr unterschiedlich ist (Büro des Grossen Rates des Kantons Aargau 2009,
S. 36).
Mehrjährige, rollende Planung
Die ParlamentarierInnen im Kanton Aargau geben an, dass für sie die rollende Planung
gegenüber der statischen Planung einen höheren Nutzen ausweist (Büro des Grossen Ra-
tes des Kantons Aargau 2009, S. 41f.). Auch die Mehrjährigkeit des IAFP wird gross-
mehrheitlich begrüsst (S. 74).
Verknüpfung von Aufgaben und Finanzen
In einer Befragung von Parlamentsmitgliedern und Verwaltungskadern der WoV-Kan-
tone Basel-Land, Solothurn, Thurgau und Zürich fand Ritz (2005, S. 58), dass im Jahr
2004 Globalbudgets, Produktdefinitionen und Leistungs-Wirkungsindikatoren relativ in-
tensiv eingesetzt wurden. Auf einer Skala von 1 (kein intensiver Einsatz) bis 6 (intensiver
Einsatz) lagen die drei Elemente knapp unter 5. Die Aufgaben- und Finanzplanung liegt
auf Platz 10 von 21, mit einer Intensität von knapp über 4. Der intensive Einsatz von
Globalbudgets, Produkten sowie Leistungs- und Wirkungsindikatoren deutet darauf hin,
dass die Verschiebung des Steuerungsfokus weg von den Ressourcen hin zu den Leistun-
gen und Wirkungen bereits weit vorangeschritten ist. Die vergleichsweise geringe Nut-
zung der Aufgaben- und Finanzplanung lässt vermuten, dass die Verschiebung von der
kurzfristigen hin zur mittelfristigen Steuerungsperspektive noch etwas Zeit benötigt.

Aargauer ParlamentarierInnen der meisten Parteien sind der Ansicht, der IAFP zeige
die Verknüpfung von Aufgaben und Finanzen besser als die früheren Instrumente (Büro
des Grossen Rates des Kantons Aargau 2009, S. 42). Im Rahmen der NPM-Evaluation im
Kanton Bern wurde zudem festgestellt, dass diese „kombinierte Darstellung von staatli-
chen Leistungen und deren Kosten den Handlungsspielraum bei der gesamtstaatlichen
Führung erweitert“ (Finanzdirektion des Kantons Bern 2008, S. 17). Allerdings wurde
auch festgehalten, dass politische Steuerungsimpulse auf Stufe Exekutive und Legislative
kaum auf der Leistungsseite erfolgen, sondern nach wie vor kurzfristig über die Finanzen.
Als Hauptgrund werden die nicht diskutierten und kaum angepassten Steuerungsverfah-
ren angesehen. Die engen zeitlichen Verhältnisse und die (zu) grosse Informationsfülle
verhinderten eine strategische Steuerung über die Leistungsseite (Finanzdirektion des
Kantons Bern 2008, S. 19). Die parlamentarischen Diskussionen sollen sich aber zumin-
dest in einzelnen Kantonen weg von der alleinigen Betrachtung der Ressourcen bewegt
haben (Büro des Grossen Rates des Kantons Aargau 2009, S. 67).
Problem der Ziele und Indikatoren
Ein weiteres Manko stellen die Berner Evaluatoren bei der inhaltlichen Ausgestaltung der
Wirkungs- und Leistungsziele fest. Diese seien „offensichtlich kaum relevant für die stra-
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tegische Steuerung“ (Finanzdirektion des Kantons Bern 2008, S. 20), sodass bis dahin
weder Regierung noch Parlament auf dieser Grundlage steuernd Einfluss genommen hät-
ten. Im Kanton Aargau ist immerhin die Hälfte der ParlamentarierInnen der Auffassung,
überprüfbare Ziele setzen zu können (Büro des Grossen Rates des Kantons Aargau 2009,
S. 73).

Transparenz
In den WoV-Kantonen Bern, Luzern, Solothurn, Thurgau und Zürich herrscht die Meinung
vor, dass WoV die Transparenz erhöht habe (Büro des Grossen Rates des Kantons Aargau
2009, S. 77). Eher ernüchternd ist die Beurteilung bezüglich Transparenz im Kanton Aar-
gau. 56% der Aargauer ParlamentarierInnen sind der Meinung, dass sich „mit WoV die
Transparenz über die staatlichen Leistungen und Tätigkeiten nicht erhöht“ (S. 74) habe.

5 Diskussion und Schlussfolgerungen

Dieser Beitrag stellt die Frage, ob und inwiefern eine mittelfristige Leistungssteuerung in
einem politisch-administrativen System möglich ist. Anhand der Aufgaben- und Finanz-
planung in Schweizer Kantonen wurde untersucht, wie und mit welchen Zielen dieses In-
strument eingeführt wurde. Dabei beschränkte sich die Untersuchung auf beobachtbare
Merkmale der IAFPs. Es konnte gezeigt werden, dass der IAFP zumindest in den grösse-
ren Gemeinwesen der Deutschschweiz eine hohe Verbreitung findet. Die für den schwei-
zerischen Föderalismus typischen Unterschiede zwischen den Kantonen sind in Bezug
auf das Instrument und seine Anwendung recht markant, so dass nicht von einer harmoni-
sierten Praxis gesprochen werden kann. Ob und wie der IAFP in einem Kanton eingeführt
wird, hängt stark von den aktuellen institutionellen Rahmenbedingungen sowie den domi-
nierenden Akteurkonstellationen ab. Hier ist zwischen den Kantonen eine grosse Varianz
festzustellen, was zu diesen Unterschieden im IAFP führt. Dennoch geniesst der IAFP
recht gute Akzeptanz und ist eine politische Realität in der Schweiz. In der Folge werden
wir einige zentrale Fragen diskutieren, die im Zusammenhang mit der mittelfristigen Pla-
nung aufgeworfen werden können.

Gelingt die Verschiebung der Steuerung auf die mittelfristige Perspektive?
Die Ausführungen in Abschnitt 4.3 haben gezeigt, dass zwar die mittelfristige Sichtweise
von PolitikerInnen durchaus geschätzt wird, dass aber ParlamentarierInnen dennoch
mehrheitlich zu Instrumenten der kurzfristigen finanziellen Steuerung greifen.

Es gilt aber zu bedenken – und ist zu hoffen –, dass die dem Parlament vorgelegten
Unterlagen (Budgets, Indikatoren, usw.) auf der Verwaltungsseite unter Berücksichtigung
der mittelfristigen Perspektive erstellt wurden. Die mittelfristige Orientierung findet so-
mit vor allem in den politikvorbereitenden Stellen der Verwaltung statt.

Werden die Instrumente integriert angewendet?
Die Analyse der IAFPs der verschiedenen Kantone hat gezeigt, dass bereits die Integrati-
on von Aufgaben- und Finanzplanung eine Hürde in zweierlei Hinsicht darstellt. Erstens
ist und bleibt es eine Herausforderung, die finanziellen Konsequenzen der Aufgabenpla-
nung verlässlich abzuschätzen. Verschiedene Kantone unterscheiden daher in ihrer Pla-
nung zwischen den finanziellen Konsequenzen beschlossener bzw. geplanter Vorhaben
und Massnahmen einerseits und der Entwicklung des Aufwandes für die bestehenden und
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gleichbleibenden Aufgaben andererseits. Die zweite Herausforderung liegt in der Kom-
munikation nach aussen. Oftmals ist es schwierig, auf dem knapp zur Verfügung stehen-
den Platz den Zusammenhang zwischen Entscheiden auf der Leistungsseite und den fi-
nanziellen Konsequenzen für Aussenstehende nachvollziehbar darzustellen. Gelingt die
Überwindung dieser beiden Hürden nicht, so reduziert sich die Integration auf die Abbil-
dung von zwei unabhängigen Planungen in einem Dokument, ohne dass eine nachvoll-
ziehbare inhaltliche Verbindung hergestellt wird.

Die Resultate haben aber auch gezeigt, dass der IAFP auf zwei weiteren Ebenen eine
integrative Wirkung hat. Zum einen gelingt es vielen IAFPs, die politische Mittelfristpla-
nung aus den Legislaturprogrammen mit einer eher sachlogischen Aufgaben- und Fi-
nanzplanung zu verbinden. So werden für die Aufgaben- und Finanzplanung sowohl po-
litische Schwerpunkte (z.B. Förderung der Fremdsprachenkompetenz) als auch externe
und nicht beeinflussbare Entwicklungen (z.B. steigende Schülerzahlen) berücksichtigt.
Zum anderen bilden die IAFPs das Bindeglied zwischen den langfristigen Planungen
(Leitbilder, usw.) und den jährlichen Budgets. In diesen beiden Bereichen – Integration
von politischer und sachlogischer Planung und Verbindung der langfristigen mit der kurz-
fristigen Planung – zeigen die IAFPs eine hohe Integrationswirkung.

Betrachtet man die Entwicklung, so kann schon fast von einem Trend in Richtung
Integration gesprochen werden; der Kanton Solothurn weist die finanziellen Konsequen-
zen bereits in der politischen Legislaturplanung aus, Luzern plant die Integration des
Budgets in den IAFP, usw. Aus Sicht einer konsistenten Planung ist dies sicherlich wün-
schenswert, andererseits steigt mit zunehmender Integration auch die Komplexität. Dies
kann dazu führen, dass Zusammenhänge zwar „systemtechnisch“ vorhanden sind, für
Außenstehende ohne Systemkenntnis aber nicht mehr nachvollziehbar sind. Zuviel Inte-
gration kann also zu Intransparenz führen.

Mit dieser Studie nicht beantwortet werden kann die Frage, wieweit der eigentliche
Planungsprozess integriert stattfindet. Werden Zielvorgaben im IAFP durch die politi-
schen Schwerpunkte des Legislaturprogramms beeinflusst? Wird das jährliche Budget
aus der mittelfristigen Planung des IAFP abgeleitet oder wie bis anhin inkrementell fort-
geschrieben? Die Antworten auf diese Fragen sind für die Beurteilung der Wirkung des
IAFP zentral, bedürfen aber gesonderter empirischer Untersuchungen.

Kann der IAFP die politische Rechenschaft (accountability) verbessern?
In seinem Buch „Rethinking democratic accountability“ stellt Behn (2001) u.a. die Forde-
rung auf, bei allen Verwaltungsreformen sei an die Verbesserung der politischen Rechen-
schaft zu denken. Dies gilt auch für die Einführung des IAFP. Der IAFP hat vielfältige
Erscheinungsformen, die auf unterschiedliche Absichten schliessen lassen, die dahinter
stehen. Während einige primär die Prognose der mittelfristigen Entwicklung (ohne Ände-
rungsmassnahmen) in den Vordergrund stellen, fokussieren andere auf die Soll-Vor-
stellung der Entwicklung. Gemein haben alle IAFPs, dass sie auf vier Jahre ausgelegt
sind und rollierend erstellt werden. Das heisst, eine Anpassung der mittelfristigen Pla-
nung ist jährlich möglich, und die Veränderung der Planung gegenüber dem Vorjahr kann
(und muss zum Teil) politisch begründet werden. Die ursprüngliche Absicht, der IAFP
könne auch als Instrument der Rechenschaftsablage über die Erreichung von Meilenstei-
nen dienen, kann zumindest aus der Anlage des Instruments erreicht werden. Werden
Meilensteine nicht erreicht, weil sich die Umstände verändern, so kann dies aus den An-
passungen des IAFP über die Jahre nachvollzogen werden.
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Ein Beispiel für politische Rechenschaftsablage durch den IAFP bietet der Kanton
Basel-Stadt, der in seinem IAFP sowohl für die politischen Ziele als auch für daraus ab-
geleitete Vorhaben und Massnahmen jeweils eine Bilanz in Prosaform zieht.

Kann das System das Verhalten der Verantwortlichen beeinflussen?
Aus den Erfahrungen in der Schweiz kann abgeleitet werden, dass die Veränderungen der
Steuerungsinstrumente den Akteuren der politisch-administrativen Steuerung eine ver-
besserte Möglichkeit schaffen, gezielter und „strategischer“ zu steuern. Allerdings gilt
auch hier, was Mäding (2005, S. 350) für das Neue Steuerungsmodell in Deutschland
schreibt: Das Instrument garantiert die strategische Steuerung durch den Rat nicht.

Wie oben ausgeführt, existieren nur wenige gesicherte empirische Daten über die
Nutzung des Aufgaben- und Finanzplans durch die politischen und administrativen Ak-
teure in der Schweiz. Allerdings kann davon ausgegangen werden, dass für den IAFP
ähnliches gilt wie für die Leistungssteuerung generell: Parlamentsmitglieder haben ten-
denziell Probleme damit, eindeutige Ziele zu definieren und Leistungs- und Wirkungsin-
formationen für ihre politische Arbeit „modellkonform“ einzusetzen, auch wenn sie
mehrheitlich der Meinung sind, Umfang und Qualität der verfügbaren Informationen sei-
en unter WoV verbessert worden (Brun 2003; Schmidt 2008). Dies deckt sich mit Ergeb-
nissen aus Norwegen (Christensen/Laegreid/Roness 2002).

Auf der administrativen Seite stellt sich die Frage, ob die Klärung der mittelfristigen
Zielsetzungen zu einer höheren Effektivität der Verwaltung führt. In der Tat lassen Er-
zählungen, die im Umgang mit Verwaltungsmanagern in der Schweiz zu hören sind, dar-
auf schliessen. Jedoch fehlt auch dazu eine gesicherte empirische Studie.

Der Integrierte Aufgaben- und Finanzplan ist ein relativ junges Instrument, dessen Ent-
wicklung und Verbreitung jedoch dynamisch verläuft. Diese Entwicklung ist weiter zu
verfolgen, nicht nur auf kantonaler Ebene, sondern auch bei Bund und Gemeinden sowie
dem Ausland. Zwar bewegt sich in der Schweiz auf Bundesebene diesbezüglich wenig,
auf lokaler Ebene sind aber nach den Pioniergemeinden weitere Gemeinden in Richtung
IAFP unterwegs. Und nicht zuletzt gibt es in Österreich im Rahmen der Haushaltsrechts-
reform des Bundes eine interessante Entwicklung in dieselbe Richtung (vgl. Steger 2009).

Anmerkungen

1 Die Autoren danken Frau Andrea Cristuzzi für die Unterstützung in der Erarbeitung des empirischen Ma-
terials für diesen Beitrag.

2 Der Begriff „Performance“ wird in der wissenschaftlichen Literatur und in der Praxis äusserst heterogen
verwendet (vgl. Siegel/Summermatter 2008; Summermatter/Siegel 2009). Wir verstehen in dieser Studie
die erbrachten Leistungen und erzeugten Wirkungen der öffentlichen Verwaltung.

3 Die konzeptionellen Ansätze der mittelfristigen Aufgaben- und Finanzplanung werden sehr unterschied-
lich bezeichnet: u.a. als Mid-term Budgeting (Matheson 2002); Pluri-annual Budgeting (Tarschys 2002);
Strategic Budgeting (Meyers 1994).

4 Synonym verwendete Begriffe sind Aufgabenbereich, Sachgebiet, Leistungsgruppe, Profit-Center, Res-
sourcenfeld.

5 Synonym verwendete Begriffe sind Richtlinienbericht, Legislaturplan, Amtsdauerplanung, Legislaturzie-
le.
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